
 

  

S 7 KR 2016/18

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Freistaat Bayern
Sozialgericht Sozialgericht Nürnberg
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 7.
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -
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Datum -

3. Instanz

Datum -

I. Der Bescheid der Beklagten vom 19.04.2018 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheids vom 18.09.2018 wird aufgehoben und es wird festgestellt,
dass keine Kranken- und PflegeversicherungsbeitrÃ¤ge auf die
Ã�bergangsversorgung zu entrichten sind.

Â 

II. Die Beklagte wird verurteilt, der KlÃ¤gerin die seit dem 01.01.2018 erhobenen
Kranken- und PflegeversicherungsbeitrÃ¤ge zu erstatten.

Â 

III. Die Beklagte hat der KlÃ¤gerin ihre notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten zu
erstatten.

T a t b e s t a n d :

Die KlÃ¤gerin wendet sich gegen die HÃ¶he ihrer BeitrÃ¤ge zur Kranken- und
Pflegeversicherung.
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Die 1963 geborene KlÃ¤gerin war in der Zeit vom 11.02.2018 bis 24.04.2018 als
Bezieherin von Arbeitslosengeld I bei der Beklagten gesetzlich gegen Krankheit
versichert. Ab dem 25.04.2018 ist die KlÃ¤gerin als Rentnerin pflichtversichert.

Die D. AG Ã¼bermittelte am 23.01.2018 die Auszahlungsdaten eines laufenden
Versorgungsbezugs ab 01.01.2018 in HÃ¶he von monatlich 3.515,60â�¬ an die
Beklagte.

Mit Bescheid vom 19.04.2018 teilte die Beklagte der KlÃ¤gerin mit, dass ihr
Versorgungsbezug die gesetzlich festgelegte Mindestgrenze von 152,25â�¬
Ã¼bersteige. Daher habe sie aus diesem Betrag BeitrÃ¤ge zu zahlen. Man habe die
Zahlstelle bereits informiert. Diese werde die BeitrÃ¤ge berechnen, vom
Bruttobetrag des Versorgungsbezuges abziehen und direkt an die Beklagte
Ã¼berweisen.

In der Folge wurde ein Schreiben der L. bei der Beklagten vorgelegt.
Seitens derÂ  L. wurde bestÃ¤tigt, dass die KlÃ¤gerin zum 31.12.2017 wegen
dauernder Flugdienstuntauglichkeit als Kabinenmitarbeiter aus dem
ArbeitsverhÃ¤ltnis ausscheide. Nach Ausscheiden aus dem fliegerischen
ArbeitsverhÃ¤ltnis wegen dauernder FlugdienstunfÃ¤higkeit, d.h. ab dem
01.01.2018 erhalte die KlÃ¤gerin eine tarifliche Ã�bergangsversorgung nach
Tarifvertrag Ã�bergangsversorgung Flugbegleiter in der Neufassung vom
01.07.2003, die aus drei Bestandteilen bestehe. Die Ã�V-Firmenrente werde aus
RÃ¼ckstellungen der Gesellschaft finanziert. Der zweite Teil, die Ã�V-
Versichertenrente, sei eine Kapitallebensversicherung, deren PrÃ¤mien vom
Mitarbeiter erbracht worden seien und bei der Rente aus der Versorgungskasse,
dem dritten Teil, handle es sich um eine betriebliche UnterstÃ¼tzungskasse i.S.d.
Betriebsrentengesetzes. Die BeitrÃ¤ge seien von der GesamtvergÃ¼tung des
Mitarbeiters erhoben und durch dieÂ  L. eingezahlt worden.
Die UV-Firmenrente werde bis zum frÃ¼hestmÃ¶glichen Beginn der
Altersversorgung (Renten der gesetzlichen Altersversorgung, VBL-Betriebsrente
undÂ  L.-Betriebsrente), lÃ¤ngstens bis zur Vollendung des 63. Lebensjahrs gezahlt.
Bei der Ã�V-Firmenrente handle es sich um Zahlungen eigener Rechtsnatur, die
einer Firmenrente nahekommen wÃ¼rden, auch wenn es sich nicht um eine Rente
im Sinne des Gesetzes Ã¼ber die betriebliche Altersversorgung handle und folglich
auch nicht unter das Betriebsrentengesetz falle.
Ebenfalls wolle man feststellen, dass die Ã�V-Firmenrente keine
sozialversicherungspflichtige Leistung darstelle, wie z.B. Ã�berbrÃ¼ckungsgeld und
Vorruhestandsgeld. Da die Zahlung ohne Gegenleistung (=Arbeitsleistung) erfolge,
handle es sich auch nicht um Erwerbseinkommen.
Die Ã�V-Firmenrente habe zwar die Funktion eines Lohnersatzes, sei jedoch auch
nicht als sog. Erwerbsersatzeinkommen zu charakterisieren, da diese Leistungen
nur aufgrund oder in entsprechender Anwendung Ã¶ffentlich-rechtlicher
Vorschriften erbracht wÃ¼rden.

Mit Schriftsatz ihres BevollmÃ¤chtigten vom 09.05.2018 erhob die KlÃ¤gerin gegen
den Bescheid vom 19.04.2018 Widerspruch.
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Bei der Ã�bergangsversorgung der D.Â  L. AG handle sich nicht um einen
Versorgungsbezug. Da die KlÃ¤gerin seit dem 01.01.2018 Arbeitslosengeld I
beziehe und damit pflichtversichert sei, sei die Ã�bergangsversorgung bei der
Beitragsbemessung nicht zu berÃ¼cksichtigen.

Die streitgegenstÃ¤ndliche Ã�bergangsversorgung sei dazu gedacht, die Zeit
zwischen dem Ausscheiden aufgrund von dauerhafter Fluguntauglichkeit oder dem
Erreichen der Altersgrenze bis zum Eintritt in die gesetzliche Rentenversicherung zu
Ã¼berbrÃ¼cken. Sie sei nicht zur Alterssicherung bestimmt, weil sie
ausschlieÃ�lich fÃ¼r Zeiten in Aussicht gestellt werde, die vor dem Zeitpunkt
lÃ¤gen, in dem bei den von der Zusage erfassten Mitarbeitern typischerweise mit
einem Ausscheiden aus dem Berufs- oder Erwerbsleben gerechnet werden mÃ¼sse.
Sie stelle keine Einnahme dar, die im Sinne von Â§ 229 Abs. 1 S. 1 SGB V zur
Altersversorgung erzielt werde, weil sie keinen Versorgungs-, sondern lediglich
einen Ã�berbrÃ¼ckungszweck habe und die Zusage der Einnahme nach ihrem
objektivem Inhalt den Ã�bergang in ein neues ArbeitsverhÃ¤ltnis oder in den
Ruhestand erleichtern solle.

Weiterhin handle es sich auch nicht um eine Leistung wegen einer EinschrÃ¤nkung
der ErwerbsfÃ¤higkeit oder InvaliditÃ¤t. Abgesichert werden solle spezifisch die
Flugdienstuntauglichkeit zur Ã�berbrÃ¼ckung einer erwarteten Arbeitslosigkeit
aufgrund des branchenspezifischen Risikos der Flugdienstuntauglichkeit bis zum
Zeitpunkt der Inanspruchnahme von Leistungen der betrieblichen Altersversorgung.
Flugdienstuntauglichkeit komme schon bei einer Depression oder leichten
SehstÃ¶rungen und Ã¤hnlichen â�� im Normalerwerbsleben nicht relevanten â��
Erkrankungen in Betracht. Hieran Ã¤ndere die zufÃ¤llige (teilweise)
Ã�berschneidung zwischen einer festgestellen DFU und einer
Erwerbsminderungsrente nichts. Die Leistung habe EntschÃ¤digungscharakter fÃ¼r
den Verlust des fliegerischen ArbeitsverhÃ¤ltnisses und sei damit vielmehr
vergleichbar mit den Leistungen gem. Â§ 229 Abs. 1 Ziffer 1 lit. a bis d SGB V, die
ebenfalls nicht beitragspflichtig seien.

Mit Bescheid vom 18.09.2018 wies die Beklagte den Widerspruch der KlÃ¤gerin
zurÃ¼ck.
Auf die BegrÃ¼ndung des Bescheids wird verwiesen.

Mit Schriftsatz ihres BevollmÃ¤chtigten vom 18.10.2018 erhob die KlÃ¤gerin
zunÃ¤chst Klage zum E..

Dieses verwies mit Beschluss vom 07.11.2018 den Rechtstreit an das Sozialgericht
NÃ¼rnberg.

In ErgÃ¤nzung des Sachvortrags aus dem Widerspruchsverfahren wurden
Entscheidungen des Sozialgerichts Berlin (Urteil vom 15.12.2017) sowie des LSG
Baden-WÃ¼rttemberg (Beschluss vom 18.10.2018) vorgelegt.

Die KlÃ¤gerin beantragt
1. den Bescheid der Beklagten vom 19.04.2018 in Gestalt des
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Widerspruchsbescheids vom 18.09.2018 aufzuheben und festzustellen, dass keine
Kranken- und PflegeversicherungsbeitrÃ¤ge auf die Ã�bergangsversorgung zu
entrichten sind.
2. die Beklagte zu verurteilen, der KlÃ¤gerin die ab dem 01.01.2018 auf die
Ã�bergangsversorgung erhobenen BeitrÃ¤ge zu erstatten.

Die Beklagte beantragt
die Klage abzuweisen.

Mit Beschluss vom 21.02.2019 wurde die Pflegekasse der Beklagten zum Verfahren
beigeladen.

Wegen der Einzelheiten wird auf die Gerichtsakte sowie die Verwaltungsakte der
Beklagten verwiesen.

E n t s c h e i d u n g s g r Ã¼ n d e :

Die zulÃ¤ssige Klage hat Erfolg.

Zu Unrecht hat die Beklagte die Aufhebung der Beitragsbescheide und die
Erstattung hierauf geleisteter BeitrÃ¤ge zur Kranken- und Pflegeversicherung (fÃ¼r
den Zeitraum ab dem 01.01.2018) abgelehnt.

Die KlÃ¤gerin war bei der Beklagten im streitigen Zeitraum durchweg in der
Krankenversicherung pflichtversichert gemÃ¤Ã� Â§ 5 Abs. 1 Nr. 2,11 SGB V und in
der Pflegeversicherung pflichtversichert, Â§ 20 Abs. 1 Satz 1, Abs. 3 Elftes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB XI).

Die der KlÃ¤gerin von ihrem frÃ¼heren Arbeitgeber ab dem 01.01.2018
zugewandten laufenden Geldzahlungen, als â��Firmenrente gemÃ¤Ã� Â§ 2
Tarifvertrag Ã�bergangsversorgung Flugbegleiterâ�� bezeichnet, sind keine
VersorgungsbezÃ¼ge in Form einer Rente der betrieblichen Altersversorgung, auf
die BeitrÃ¤ge zur Kranken- und Pflegeversicherung zu erheben sind.

Rechtsgrundlage der Heranziehung der Firmenrente ist Â§ 229 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5
SGB V i.V.m. Â§ 226 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 SGB V.

GemÃ¤Ã� Â§ 229 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 SGB V gelten als VersorgungsbezÃ¼ge (als der
Rente vergleichbare Einnahmen) soweit sie wegen einer EinschrÃ¤nkung der
ErwerbsfÃ¤higkeit oder zur Alters- oder Hinterbliebenenversorgung erzielt werden,
Renten der betrieblichen Altersversorgung einschlieÃ�lich der Zusatzversorgung im
Ã¶ffentlichen Dienst und der hÃ¼ttenknappschaftlichen Zusatzversorgung.

FÃ¼r die Einordnung einer Leistung als Rente der betrieblichen Altersversorgung im
Sinne des Â§ 229 Abs. 1 Satz 1 Nr. 5 SGB V kommt es nicht darauf an, ob es sich um
eine Leistung der betrieblichen Altersversorgung im Sinne des Â§ 1 Gesetz zur
Verbesserung der betrieblichen Altersversorgung (BetrAVG) handelt. Das BSG hat
den Begriff der betrieblichen Altersversorgung im Sinne des Beitragsrechts der GKV
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seit jeher als gegenÃ¼ber dem Begriff der betrieblichen Altersversorgung im
BetrAVG eigenstÃ¤ndig verstanden (stRspr, z.B. BSG, Urteil vom 25. Mai 2011,
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